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5. Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Landrat der Landsgemeinde, der nachstehenden
Vorlage zuzustimmen:

Aenderung des Einführungsgesetzes zum
Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht
(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2001)

I.
Das Einführungsgesetz vom 3. Mai 1987 zum Bundesgesetz über die land-
wirtschaftliche Pacht (EG LPG) wird wie folgt geändert:

Art. 6 Abs. 2 und 3 (neu)
2 Die Bestimmungen über die Pachterstreckung gemäss Artikel 26 ff. LPG
finden keine Anwendung auf Alpen und Weiden. Für die Alpen im Sinne von
Artikel 6a dieses Gesetzes haben die Bestimmungen von Artikel 38 LPG
sowie Artikel 11 Absatz 1 der eidgenössischen Pachtzinsverordnung keine
Geltung.
3 Im Uebrigen gelten für die Alpen und Weiden die Vorschriften des Bundes
über die landwirtschaftlichen Grundstücke.

Art. 6a (neu)

Höchstzulässiger Pachtzins für Alpen
1 Der höchstzulässige Pachtzins für Alpbetriebe mit Grossvieh, die im Alp-
urbar (Art. 13 des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes) aufgenommen sind,
setzt sich zusammen aus: 
a. dem Pachtzins für den Boden gemäss Artikel 11 Absatz 2 der eidgenössi-

schen Pachtzinsverordnung;
b. dem Pachtzins für die Gebäude gemäss Artikel 10 der eidgenössischen

Pachtzinsverordnung sowie
c. einem Zuschlag für die Erneuerung der bestimmungsgemässen Infra-

struktur.
2 Der Zuschlag darf nur erhoben werden, wenn der Verpächter für die 
Erneuerung der bestimmungsgemässen Infrastruktur des Alpbetriebes tat-
sächlich aufkommt.
3 Der Landrat regelt die Bemessung des Zuschlages.

II.
Diese Aenderung tritt nach der Genehmigung durch den Bundesrat auf den
1. Januar 2002 in Kraft.

§ 10 Antrag auf Aenderung des Strassengesetzes
(Gebührenerhebung für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund)

1. Ausgangslage

Bis zur Landsgemeinde 1983 enthielt das Strassengesetz unter dem Randtitel «Dauerparkieren als Sonder-
nutzung» einen Artikel 22 mit folgendem Wortlaut: «Wer sein Fahrzeug dauernd oder übermässig lang auf
öffentlichem Grund parkiert, kann vom Baulastträger zu einer angemessenen Abgabe verpflichtet werden.
Die Abgaben sind zur Schaffung von öffentlichen Parkplätzen zu verwenden (Abs. 1). Die Art der Erhebung
und die Höhe der Abgabe werden vom Landrat auf dem Verordnungsweg festgelegt (Abs.2).»

Zuhanden der Landsgemeinde 1983 unterbreitete der Landrat eine Aenderung des genannten Artikels 22
des Strassengesetzes. Diese basierte auf einer Motion, mit welcher der bis zu jenem Zeitpunkt unterblie-
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bene Erlass der vorgesehenen landrätlichen Verordnung verlangt worden war. An der Landsgemeinde
wurde dann unter anderem der Antrag gestellt, Artikel 22 gänzlich zu streichen, weil die Gebühren-
erhebung für das Dauerparkieren keine taugliche Problemlösung darstelle. Diesem Antrag stimmte die
Landsgemeinde zu, weshalb seither das Strassengesetz keinen Artikel 22 mehr beinhaltet.

2. Der Memorialsantrag

Mit Schreiben vom 19. März 1999 reichte der Gemeinderat Ennenda nachstehenden Memorialsantrag ein:

«Wir beantragen, folgenden Artikel 22 wieder ins Strassengesetz aufzunehmen:
Art. 22
1 Die Ortsgemeinden können für das Dauerparkieren von Motorfahrzeugen auf öffentlichem Grund Gebühren
erheben.
2 Die Gebühren sind für den Betrieb und den Unterhalt der für den privaten und öffentlichen Verkehr dienenden
Anlagen und Einrichtungen sowie für Verkehrsberuhigungsmassnahmen zu verwenden.
3 Der Landrat erlässt die bezüglich der Art und Erhebung und der Höhe der Gebühren notwendigen Vorschriften.
Wir geben hierzu folgende Begründung ab:
1. Die Verkehrsdichte auf unseren Strassen und speziell in unseren Dörfern nimmt laufend zu. Mit dem Genera-

tionenwechsel, vor allem in den älteren Dorfteilen, bevölkern immer mehr junge Leute diese Quartiere. Die
meisten Menschen sind heute jedoch mobil.

2. In den meisten älteren Dorfteilen besteht keine Möglichkeit, Garagen oder Autoabstellplätze zu erstellen.
Können solche Anlagen gebaut werden, geht dies meistens auf Kosten des Dorfbildes, da z.T. filigrane Vor-
gärtli etc. geopfert werden müssen.

3. Als Alternative hiezu steht die Schaffung von unterirdischen Autoabstellmöglichkeiten, die jedoch entspre-
chende Mittel erfordern.

4. Dauerparkieren ist als Sondernutzung zu betrachten. Mit der Wiedereinführung eines Artikels 22 im Strassen-
gesetz wird die gesetzliche Grundlage geschaffen, für diese Sondernutzung im Sinne eines ‹gesteigerten 
Gemeingebrauchs› Gebühren zu verlangen.

5. Im Memorialsantrag 1983 wurde die Verwendung der Gebühren auf Schaffung und Unterhalt von Parkgele-
genheiten eingeschränkt. Die eingezogenen Gebühren sollen neu für zwei Zwecke verwendet werden können,
nämlich für den Betrieb und Unterhalt der dem privaten und öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen und Ein-
richtungen sowie für Verkehrsberuhigungsmassnahmen. Da Verkehrsberuhigungsmassnahmen nicht unbe-
dingt unter den Begriff Unterhalt subsumiert werden können, ist dieser Verwendungszweck ausdrücklich fest-
zuhalten.

6. Damit im Kanton einheitliche Regelungen geschaffen werden können, ist es sinnvoll, wenn der Landrat die 
erforderlichen Vorschriften betreffend der Art der Erhebung und der Höhe der Gebühren erlässt. 

7. Bezüglich dem Rechtsschutz kann auf den bestehenden Artikel 87 des Strassengesetzes verwiesen werden.
Danach gelten für den Rechtsschutz die Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes.»

Nach der Einreichung des Memorialsantrages durch den Gemeinderat Ennenda gingen seitens der 
Gemeinderäte Betschwanden, Luchsingen, Mitlödi, Näfels und Rüti gleichlautende Anträge bzw. die 
Erklärung, sich dem Memorialsantrag des Gemeinderates Ennenda anzuschliessen, ein. Der Gemeinderat
Schwanden bekundete in der Eingabe vom 11. Mai 1999 grundsätzliche Unterstützung der Stossrichtung
des Memorialsantrages, möchte aber die Modalitäten der Gebührenerhebung sowie die Gebührenverwen-
dung nicht durch kantonales Recht geregelt haben, sondern dem Entscheid der Gemeinden überlassen.

An seiner Sitzung vom 30. Juni 1999 erklärte der Landrat den Memorialsantrag als rechtlich zulässig und
erheblich.

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Artikel 82 Absatz 3 der Bundesverfassung garantiert die Gebührenfreiheit der Benützung öffentlicher Stras-
sen. Diese Verfassungsgarantie bezieht sich indessen auf den Gemeingebrauch. Das Dauerparkieren, 
welches der Memorialsantrag im Auge hat, übersteigt den schlichten Gemeingebrauch. Die vorgesehene
Erhebung einer Gebühr für das Dauerparkieren im Sinne von gesteigertem Gemeingebrauch verletzt daher
die verfassungsmässige Gebührenfreiheit der Strassenbenützung nicht. Im Weiteren stehen die vorgesehe-
nen Verwendungszwecke der Gebühr (Betrieb und Unterhalt der dem privaten und öffentlichen Verkehr
dienenden Anlagen und Einrichtungen sowie Verkehrsberuhigungsmassnahmen) in einem sachlichen 
Zusammenhang zum Objekt der Gebührenerhebung, womit auch die erforderliche Einheit der Materie 
gegeben ist.

Der kantonale Gesetzgeber hat mit dem Strassengesetz (StrG) eine abschliessende Ordnung über die 
öffentlichrechtlichen Verhältnisse an Strassen (einschliesslich Wegen und Plätzen) erlassen, die insbeson-
dere auch für die Strassen im Verantwortungsbereich der Gemeinden Geltung hat. Wie vorstehend darge-
legt, hat die Landsgemeinde 1983 eine bestehende Regelung, welche die Baulastträger zur Erhebung von
Abgaben für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund ermächtigte, ersatzlos aufgehoben (Art. 21 Abs. 3
StrG betreffend Sondernutzungsabgaben ist nur auf eigentliche Spezialnutzungen von Strassen anwend-
bar, beispielsweise auf das Aufstellen von Verkaufsanlagen für längere Dauer). Dies stellt einen Negativent-
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scheid des kantonalen Gesetzgebers dar, der den Gemeinden unter der bestehenden Rechtslage keinen
Raum für eigenständige diesbezügliche Entscheidungen lässt; daran ändert die garantierte Gemeindeauto-
nomie nichts, denn diese besteht nur in den Schranken von Verfassung und Gesetz. Die angestrebte 
Ermächtigung der Ortsgemeinden, für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund Gebühren zu erheben,
setzt demnach eine erneute Gesetzesänderung auf kantonaler Ebene voraus.

In einer bei allen Gemeinden des Kantons durchgeführten Umfrage haben sich diese einerseits eindeutig
für die Wiederaufnahme eines Artikels 22 in das Strassengesetz ausgesprochen. Sie befürworten somit die
Möglichkeit zur Erhebung von Gebühren für das Dauerparkieren von Motorfahrzeugen auf öffentlichem
Grund. Mit der beantragten Wiederaufnahme des Artikels 22 würde jedoch keine Gemeinde dazu verpflich-
tet. Die Vorbehalte der Polizeiorgane (Parkierungsverhältnisse vielerorts unproblematisch, hoher Kon-
trollaufwand, fehlende personelle Ressourcen) müssen anderseits ernst genommen werden; die Ueber-
nahme des durch die Polizeiorgane erbrachten Aufwandes, müsste zwischen diesen und den Gemeinden,
welche Gebühren erheben, abgesprochen werden. Es liegt aber in der Verantwortung jeder Gemeinde, ihre
Situation, die entstehenden Kosten und auch die Folgen eines Gebühreneinzuges abzuwägen. Mit der 
Gebührenerhebung können allfällige Probleme der Gemeinden mit Dauerparkierenden wohl kaum kurz-
fristig gelöst werden. Die Gemeinden erhalten mit dieser Massnahme jedoch die Möglichkeit und finan-
zielle Mittel um entsprechende Infrastrukturen aufzubauen oder bestehende zu verbessern. Daher bean-
tragte der Regierungsrat dem Landrat, der Wiederaufnahme einer Bestimmung, welche die Ortsgemeinden
zur Erhebung von Gebühren für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund berechtigt, zuzustimmen.

Die Umfrage bei den Gemeinden betreffend Zuständigkeit für die Gebührenfestlegung zeigte kein eindeu-
tiges Ergebnis. Mehrheitlich wird die selbstständige Festlegung der Gebühren durch die Gemeinden befür-
wortet. Es ist zu beachten, dass jede Region, bzw. jede Gemeinde, eigene örtliche, räumliche und finan-
zielle Verhältnisse und Gegebenheiten aufweist, weshalb der Regierungsrat dem Landrat beantragte, ent-
gegen dem Wortlaut des Memorialsantrages keine kantonale Regelung vorzusehen, sondern den Gemein-
den die einschlägigen Entscheide zu überlassen.

Eindeutig haben sich die Gemeinden dafür ausgesprochen, dass die Gebühren für den Betrieb und den
Unterhalt der für den privaten und öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen und Einrichtungen sowie für
Verkehrsberuhigungsmassnahmen zu verwenden sind. Zusätzlich soll der Bau entsprechender Anlagen ins
Gesetz aufgenommen werden. Der Regierungsrat beantragte dem Landrat, die im Memorialsantrag defi-
nierte Zweckbestimmung entsprechend zu erweitern.

4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Die Bestimmung betreffend Gebührenerhebung für Dauerparkieren im Sinne des gesteigerten Gemeinge-
brauchs gehört systematisch unter den Randtitel «Gemeingebrauch» und nicht unter denjenigen der «Son-
dernutzung». Sie wird daher als Artikel 21 eingefügt, und der bisherige Artikel 21 betreffend Sondernutzung
füllt neu als Artikel 22 die bestehende Lücke. Massgebend dafür, ob das Parkieren von Motorfahrzeugen
auf öffentlichem Grund gesteigerten Gemeingebrauch darstellt, ist nach Lehre und Rechtsprechung die
Dauer des Parkierens, wobei jedoch diese Dauer nicht generell festgelegt werden kann, sondern von den
örtlichen Gegebenheiten, namentlich dem Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage nach Parkfläche, 
abhängt. Bei der entsprechenden Beurteilung steht der Behörde ein gewisser Ermessensspielraum zu. Das
Parkieren auf öffentlichem Grund während der ganzen Nacht oder während der ganz- oder halbtägigen 
Arbeitszeit stellt in dicht besiedelten Gebieten nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung regelmässig 
gesteigerten Gemeingebrauch dar. Die Möglichkeit der Ortsgemeinden, Gebühren zu erheben, soll sich
auch auf die Kantonsstrassen erstrecken, weil eine separate Erhebung durch den Kanton zu kosteninten-
siv und damit wenig sinnvoll wäre. 

Unter den Begriff der Anlagen, für deren Erstellung gemäss neuem Artikel 21 Absatz 2 die Gebührenein-
nahmen unter anderem verwendet werden sollen, fallen auch Parkhäuser. Von Artikel 21 Absatz 2 ebenfalls
erfasst ist die Strassenraumgestaltung, welche jeweils als Folge von Aenderungen an Anlagen und Einrich-
tungen erforderlich ist. Die vorgeschlagene Bestimmung stellt eine allgemeine kantonale Rechtsgrundlage
für verschiedenartige Gebührensysteme dar (z.B. Gebühr für regelmässige Nachtparkierer, Parkuhren für
Tagparkierer).

Gemäss Artikel 21 Absatz 3 sollen die Gemeinden für den Fall, dass sie Gebühren erheben wollen, die 
Details, wie die Voraussetzungen der Gebührenpflicht, selbstständig regeln. Dabei werden sie namentlich
aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und Bedürfnisse sowie des Kontrollaufwandes festlegen, welches
einen gesteigerten Gemeingebrauch darstellende Dauerparkieren der Gebührenpflicht unterstellt werden
soll und welches nicht. Sachlich begründete diesbezügliche Unterscheidungen in zeitlicher oder örtlicher
Hinsicht (z.B. Gebühr nur für Nachtparkierer, Parkuhren nur für bestimmte öffentliche Flächen) sind mit
dem Rechtsgleichheitsgebot vereinbar. Bezüglich der Gebührenhöhe ist festzuhalten, dass Abgaben für
gesteigerten Gemeingebrauch, welche in einem formellen Gesetz vorgesehen sind, gegenüber den Kosten
des Gemeinwesens einen Mehrertrag abwerfen dürfen. Die Gebühr darf jedoch gemäss Lehre und Recht-
sprechung nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zum objektiven Wert der Leistung stehen und
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muss sich in vernünftigen Grenzen bewegen. Als Vergleichsgrösse fällt namentlich ein entsprechendes pri-
vatwirtschaftliches Angebot in Betracht. Zu regeln sind auch die Modalitäten der Gebührenerhebung (z.B.
Monatsgebühr für Nachtparkierer im Sinne von Fahrzeughaltern, die an ihrem Wohnort über keinen pri-
vaten Abstellplatz verfügen) und der Vollzug (gemeindeinterne Zuständigkeiten, Kontrolle usw.).

Die betreffenden Gemeindeerlasse sollen von der Polizeidirektion als Genehmigungsbehörde geprüft 
werden. So kann der Kanton gewährleisten, dass von der allgemeinen Gesetzesbestimmung in einer Weise
Gebrauch gemacht wird, die den dargelegten Anforderungen entspricht.

Artikel 87 Absatz 1 StrG sieht im Fall der Anfechtung von Gebührenentscheiden zunächst ein Einsprache-
verfahren vor dem Gemeinderat vor. Ein allfälliger Weiterzug des Einspracheentscheides erfolgt dann
gemäss Artikel 87 Absatz 2 StrG auf dem Regelinstanzenzug des Verwaltungsrechtspflegegesetzes, also
beim Regierungsrat und gegebenenfalls beim Verwaltungsgericht. Die Ueberlegung besteht darin, dass
damit wenigstens ein Teil der – häufig örtliche Gegebenheiten betreffenden – Streitigkeiten ohne Beanspru-
chung einer kantonalen Beschwerdeinstanz erledigt werden kann.

5. Beratung der Vorlage im Landrat

Die Vorlage blieb im Landrat unbestritten. Der Landrat schloss sich stillschweigend dem Antrag des Regie-
rungsrates an.

6. Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Landrat der Landsgemeinde, den Memorials -
antrag der Gemeinderäte Ennenda, Betschwanden, Luchsingen, Mitlödi, Näfels und Rüti auf Aenderung des
Strassengesetzes betreffend Gebührenerhebung für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund abzulehnen
und der nachstehenden Vorlage zuzustimmen:

Aenderung des Strassengesetzes
(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2001)

I.
Das Strassengesetz vom 2. Mai 1971 wird wie folgt geändert:

Art. 20

(Neuer Untertitel a.)

Art. 21 (neu)
1 Die Ortsgemeinden können für das Dauerparkieren von
Motorfahrzeugen auf öffentlichem Grund im Sinne eines gestei-
gerten Gemeingebrauchs Gebühren erheben.
2 Die Gebühren sind für Bau, Betrieb und Unterhalt der dem pri-
vaten und öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen und Einrich-
tungen sowie für Verkehrsberuhigungsmassnahmen zu verwen-
den.
3 Die Ortsgemeinden, in denen Gebühren erhoben werden sol-
len, erlassen die erforderlichen Vorschriften, namentlich über
die Voraussetzung der Gebührenpflicht, die Gebührenhöhe, die
Modalitäten der Gebührenerhöhung und den Vollzug. Die
betreffenden Gemeindeerlasse bedürfen der Genehmigung
durch die Polizeidirektion.

Art. 22

Art. 21 bisher wird zu Art. 22.

Art. 87
1 Gegen Verfügungen der Gemeindebehörden betreffend die
Erhebung von Gebühren für das Dauerparkieren auf öffentli-
chem Grund (Art. 21) kann binnen 30 Tagen beim Gemeinderat
Einsprache erhoben werden.

VI. Rechts-
schutz

2. Sondernut-
zung

b. Gebühren-
erhebung für
Dauerparkieren
auf öffentli-
chem Grund

XI. Gemein-
gebrauch und
Sondernutzung
1. Gemein-
gebrauch
a. Allgemeines
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2 Im Uebrigen richtet sich der Rechtsschutz gegen Verfügun-
gen, die gestützt auf dieses Gesetz oder dessen Ausführungs-
erlasse ergehen, nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz.

II.
Diese Aenderung tritt mit der Annahme durch die Lands-
gemeinde in Kraft.

§ 11 Aenderung des Gesetzes über die öffentliche Sozialhilfe
(Kantonalisierung Alimenteninkasso und Bevorschussung)

1. Ausgangslage 

Im Zuge des neuen Scheidungsrechts, welches am 1. Januar 2000 in Kraft trat, wurde Artikel 36 des 
Gesetzes über die öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz; SHG) angepasst, damit die neuen Bestimmun-
gen des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) vollzogen werden konnten. Bereits damals wurde die
Möglichkeit geschaffen, die Zuständigkeit für die Inkassohilfe und die Bevorschussung von Unterhalts-
beiträgen von den Gemeinden auf die Kantonale Alimenteninkassostelle zu übertragen. Diese neue 
Zuständigkeitsregelung steht grundsätzlich im Widerspruch zu Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe f SHG, 
wonach die Sozialbehörde über Alimentenbevorschussung und die Leistung von Inkassohilfe entscheidet.
Dieser Absatz soll deshalb aufgehoben und durch eine neue Regelung in Artikel 36 SHG ersetzt werden.
Damit wird einem Wunsch der Sozialbehörden Rechnung getragen, welche fast einstimmig eine Kantonali-
sierung des Vollzuges von Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen wünschen.

2. Aenderungen im Einzelnen

Gemäss überarbeitetem Artikel 36 Absatz 3 SHG regelt der Landrat in einer Verordnung das Nähere zur 
Inkassohilfe und Bevorschussung. Die Verordnung wurde im Einvernehmen mit praktisch allen Sozial-
behörden dahingehend ausgestaltet, dass Inkassohilfe und Bevorschussung zentral durch die Kantonale
Alimenteninkassostelle vorgenommen werden. Sofern sich diese Lösung in der Praxis nicht bewährt, sollte
die Zuständigkeit lediglich durch eine Aenderung der Verordnung (nicht des Gesetzes) wieder an die 
Gemeinden zurückgegeben werden können. Denkbar wäre auch eine Rückgabe der Zuständigkeit nur für
einzelne Gemeinden. Eine Rückdelegation an die Gemeinden sollte aber nicht nur «für einfache Fälle», wie
dies in Artikel 36 Absatz 1 SHG mit der bisherigen Formulierung vorgesehen ist, erfolgen. Nach der Strei-
chung dieses Passus kann in der landrätlichen Verordnung uneingeschränkt festgelegt werden, wer für die
Inkassohilfe und die Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen zuständig ist. 

Im Weiteren sieht der geltende Artikel 36 SHG vor, dass der Landrat in seiner Verordnung auch Zuständig-
keit, Gegenstand, Umfang, Voraussetzungen, Verfahren und Kostentragung von Inkassohilfe und Bevor-
schussung regelt. Zudem soll im Rahmen der sehr eingeschränkten gesetzlichen Möglichkeiten eine 
Gebühr durch die Alimenteninkassostelle, insbesondere beim Schuldner der Unterhaltsleistung, erhoben
werden können. Da die Gebührenerhebung eine gesetzliche Grundlage voraussetzt, ist in Artikel 36 
Absatz 3 SHG eine formelle gesetzliche Grundlage für eine Gebührenerhebung zu schaffen.

Schliesslich erhält die Kantonale Alimenteninkassostelle und damit der Sozialdienst mit der Kantonalisie-
rung der Inkassohilfe und der Bevorschussung Verfügungsgewalt. Gegen ihre erstinstanzlichen Verfügun-
gen soll in erster Linie – analog den Entscheiden von Sozialbehörden – Beschwerde bei der Fürsorgedirek-
tion geführt werden können. Artikel 54 Absatz 1 und Artikel 11 Absatz 3 SHG sind demnach so zu ergän-
zen, dass nebst den Verfügungen der Sozialbehörden auch Verfügungen des Kantonalen Sozialamtes und
des Kantonalen Sozialdienstes bei der Fürsorgedirektion angefochten werden können. 

Der Vollständigkeit halber und unabhängig der organisatorischen Aenderungen im Zusammenhang mit 
Inkassohilfe und Bevorschussung wird Artikel 54 SHG dahingehend korrigiert, dass auch gegen Verfügun-
gen des Kantonalen Sozialamtes Beschwerde bei der Fürsorgedirektion erhoben werden kann. 

3. Beratung der Vorlage im Landrat

Die Vorlage wurde durch eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrätin Brigitte Bisig, 
Ennenda, vorberaten. Das Kernstück der Vorlage, die Kantonalisierung des Vollzugs von Inkassohilfe und
Bevorschussung, war sowohl in der Kommission als auch im Landrat grossmehrheitlich unbestritten; 


